Gesamtbetriebsvereinbarung über partnerschaftliches Verhalten und faire Konfliktbewältigung am Arbeitsplatz
(Quelle: der betriebsrat [dbr] Ausgabe 12/2006)
Präambel

Diese Gesamtbetriebsvereinbarung wird zur Verhütung von Mobbing, Diskriminierung, Belästigung und sexueller Belästigung sowie für Maßnahmen und Strukturen zur konsequenten Bewältigung sozialer Übergriffe und unfairer Konfliktführung abgeschlossen.

Zweck dieser Vereinbarung ist es, der Unternehmensleitung, dem Gesamtbetriebsrat, den Betriebsräten der einzelnen Betriebsstätten sowie allen Vorgesetzten mit Personalverantwortung verbindliche Verfahrensweisen an die Hand zu geben. Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geben die Vertragsparteien die Sicherheit, dass ihnen in Konfliktfällen wirkungsvoll geholfen wird.

§ 1 Geltungsbereich

Diese Vereinbarung gilt für die Mitarbeiter/innen in allen Betriebsstätten der Kaufhof Warenhaus AG. Der Schutz aller Beschäftigten gilt auch dann, wenn im Rahmen des Arbeitsverhältnisses Übergriffe durch Personen stattfinden, für die diese Vereinbarung keine rechtliche Bindung hat.

§ 2 Vorbeugung und Qualifizierung

Die Vertragsparteien verpflichten sich, Maßnahmen zur Aufklärung und Information der Beschäftigten durchzuführen.

Um die notwendige Sensibilität bei allen Beschäftigten zu fördern, wird das Thema in der innerbetrieblichen Fortbildung und in Abteilungsbesprechungen behandelt. Mobbing, sexuelle Belästigung und Konfliktmanagement sind zwingende Inhalte der Führungskräfteschulungen. Der Nachweis solcher Schulungen gilt als Qualifikationsmerkmal für die Besetzung von Führungspositionen. In Bereichen, in denen Mobbing auftritt, werden die Vorgesetzten zur Teilnahme an derartigen Schulungen verpflichtet.

§ 3 Fairnessbeauftragte im Betrieb

In den Betriebsstätten werden vom Betriebsrat und der Geschäftsleitung jeweils bis zu zwei geeignete Personen, die mit Beginn ihres Amtes qualifiziert werden, für die Funktion eines Fairnessbeauftragten bestimmt.

Die Fairnessbeauftragten erfüllen diese Aufgabe während der Arbeitszeit und sind Vertrauensperson der Beschäftigten. In ihrer Funktion sind sie keiner der vertragsschließenden Seiten verpflichtet. Bei einschlägigen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen sind Fairnessbeauftragte vorrangig zu berücksichtigen.

Fairnessbeauftragte können direkt als Ansprechpartner und Vertrauensperson ausgewählt werden. Sie können zu allen Konfliktfällen in den Betriebsstätten beratend hinzugezogen werden. Ihre Einbeziehung ist verpflichtend, wenn von den unmittelbar Beteiligten keine Lösung gefunden wird.

§ 4 Fairnesskommission

Am Standort der Hauptverwaltung in Köln wird zur Klärung betrieblich ungelöster Konfliktfälle und zur Verhinderung und Bereinigung von Mobbing-Fällen, Belästigung, sexueller Belästigung und Diskriminierung eine Fairnesskommission, bestehend aus je zwei Mitgliedern des Gesamtbetriebsrates und zwei Vertretern der Unternehmensleitung, gebildet. Darüber hinaus soll die Fairnesskommission Maßnahmen einleiten und fördern, die geeignet sind, das soziale Miteinander der Beschäftigten zu verbessern.

Sofern die Fairnesskommission nicht zu einer mehrheitlichen Entscheidung kommt, kann jede der beiden Seiten den Direktor des Arbeitsgerichts Köln um Vermittlung ersuchen. In diesem Falle führt der Direktor des Arbeitsgerichts Köln den Vorsitz in der Fairnesskommission.

§ 5 Handlungshilfe

Näheres zur Ausgestaltung des Konfliktlösungsverfahrens regelt die Handlungshilfe, die Bestandteil dieser Gesamtbetriebsvereinbarung ist.

Diese Handlungshilfe soll helfen, das richtige Bewusstsein zu entwickeln, um die Probleme am Arbeitsplatz, die durch Mobbing, Belästigung, sexuelle Belästigung und Diskriminierung entstehen können, offen anzugehen.

§ 6 Sanktionen

Im Falle von grober Uneinsichtigkeit oder Böswilligkeit auf einer oder beiden Seiten eines Konflikts, bei fortgesetzter Belästigung, sexueller Belästigung oder der Weiterführung von Mobbing ergreift die Unternehmensleitung angemessene betriebliche und arbeitsrechtliche Maßnahmen.

Diese sind in erster Linie gegen die Verursacher von Mobbing, Diskriminierung, Belästigungen etc. zu richten. Versetzung der davon betroffenen Mitarbeiter/in ist erst als letztes Mittel in Betracht zu ziehen.

§ 7 Inkrafttreten, Rechte der Parteien

1.
Die Gesamtbetriebsvereinbarung tritt zum 01.07.2004 in Kraft und kann mit einer Frist von drei Monaten zum Jahresende gekündigt werden.

2.
Das Weisungsrecht des Arbeitgebers sowie die Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte des Gesamtbetriebsrats und der Betriebsräte werden durch diese Vereinbarung nicht eingeschränkt.

3.
Der Arbeitgeber verpflichtet sich nach näherer Abstimmung, die aus dieser Gesamtbetriebsvereinbarung entstehenden Kosten zu tragen, sofern nicht andere Träger dafür aufkommen (z.B. Beratungsstellen, Krankenkasse).

4.
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Gesamtbetriebsvereinbarung rechtlich unwirksam sein, so berührt dies nicht die Wirksamkeit aller anderen Absprachen. Für unwirksame Bestimmungen werden die Vertragsparteien inhaltlich nahe kommende rechtswirksame Ersatzregelungen treffen.

